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Umdenken und umrüsten
Thomas Mayer

N ichts von dem, was Jean-Claude Juncker am Jahres-
tag des Mauerfalls in Berlin zur europäischen Si-
cherheits- und Verteidigungspolitik inhaltlich sag-

te, war neu – bis hin zur Schaffung einer EU-Armee: Die
EU-Partner müssen ihre Kräfte bündeln; Soldaten und Ma-
terial ihrer nationalen Armeen besser aufeinander abstim-
men, verschränken, Kosten teilen; sie brauchen letztlich
sogar ein eigenes Hauptquartier.

All das ist im Grundsatz bereits Beschlusslage. Es wur-
de zuletzt beim EU-Sondergipfel in Bratislava bestätigt.

Denn spiegelgleich dazu soll auch die Nato aus- und um-
gebaut werden, das transatlantische Bündnis, dem 22 von
28 Staaten der Union angehören – alle großen und strate-
gisch wichtigen EU-Länder. Die Europäer müssen im Blick
auf Syrien und Ukraine, auf die Migrationskrise ein star-
ker „Pfeiler“ sein, viel mehr Verantwortung übernehmen,
auchKosten. So lautete dasVermächtnis vonNoch-US-Prä-
sident Barack Obama beim Nato-Gipfel in Warschau.

Was also realiter längst auf dem Weg war, das bekommt
durch die Wahl von Donald Trump allerdings plötzlich Bri-
sanz für die Europäer. Als Rechtspopulist ist er ein gna-
denloser Übertreiber der realen Politik. Es wird nicht dazu
kommen, dass die USA aus Europa quasi „aussteigen“, wie
Trump dröhnte. Aber die Europäer müssen dringend um-
denken. Das war die eigentliche Botschaft Junckers. Das
Umrüsten läuft bereits seit längerem.

Vertrauenskrise
Günther Oswald

Wenn der Wähler denkt, schlimmer geht es nicht
mehr, kommtvon irgendwoeinneuesWahlkarten-
problem daher. Seit dieser Woche wissen wir, dass

mitunter nicht ganz so genau kontrolliert wird, ob die zur
Identifikation angegebene Reisepassnummer tatsächlich
dem Besteller einer Wahlkarte gehört. Die Gemeinden sind
zwar ermächtigt, die Passnummer zu überprüfen, eine Ver-
pflichtung dazu gibt es aber nicht, was in der Praxis dazu
führt, dass eben nur stichprobenartig nachgeschaut wird.

Wegen eines Datenlecks bei der von vielen Kleingemein-
den benutzten Seite wahlkartenantrag.at war es zudem
zeitweise möglich, alle aufliegenden Daten von wildfrem-
den Menschen abzurufen. Wer also schon immer bewei-
sen wollte, dass das Wahlkartensystem betrugsanfällig ist,
dem wurde eine willkommene Gelegenheit geboten.

Mehr als fraglich ist, warum eine solche Website von
einer privaten Firma betrieben werden muss. Der Slogan
„Mehr privat, weniger Staat“ mag in manchen Wirtschafts-
sektorenberechtigt sein, beimWahlrecht, einemder grund-
legendsten Rechte in der Demokratie, ist er es aber sicher
nicht. Das Vertrauen in unser Wahlsystem wird durch die
nicht enden wollenden Pannen weiter beschädigt. Nach
den Schlampereien bei der ersten Stichwahl, die zur Auf-
hebung durch den Verfassungsgerichtshof geführt haben,
und der absurden Klebestreifenaffäre ist dies das Letzte,
was wir jetzt gebrauchen können.

Europäische Idee, adieu
Günther Strobl

S ie hätte Sinnbild für die Integration Europas sein sol-
len und droht sich nun ins Gegenteil zu verkehren:
die Stromwirtschaft. Weil die in den Nordsee-Wind-

parks produzierten Elektronen immer öfters über Polen
und Tschechien in die Verbrauchszentren Baden-Würt-
tembergs, Bayerns und Österreichs fließen, soll es wieder
Grenzen geben. Warschau und Prag versuchen, in ihren
Augen lästigen Billigstrom mittels Phasenschiebern außer
Landes zu halten. Sie wollen die eigene Kohle- und Atom-
lobby schützen. Die Leitungen aber glühen weiter.

Für Abkühlung soll ein künstlicher Engpass an der ein-
zigen Grenze ohne Kapazitätsbeschränkung sorgen – zwi-
schen Österreich und Deutschland. Die Treiber sind Polen
und Tschechien, Deutschland spielt mit, den anderen ist
es egal, Österreich nicht. Wenn weniger Billigstrom aus
Deutschland durchkommt, steigen hier die Strompreise.

Dabei liegt das Problem nicht an der Grenze, sondern
mitten inDeutschland.DieRegierung inBerlinhat denAus-
bau erneuerbarer Energien zu Recht vorangetrieben, den
gleichermaßen notwendigen Ausbau der Nord-Süd-Leitun-
gen aber verschlafen. Weil ein künstlicher Engpass in
Deutschland, wo er eigentlich hingehörte, politisch kaum
verkraftbarwäre, ist daspolitischeBerlin aberheilfrohüber
die Idee mit dem Engpass an der Grenze. Abgesehen da-
von, dass das bestenfalls kurzfristig etwas hilft: Europäisch
gedacht ist das nicht. Das ist elektrischer Nationalismus.

AUFTRENNUNG DER STROMPREISZONE
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Zwischen Verfassung und Realpolitik
Die amerikanische Demokratie kann Donald Trump als Präsidenten verkraften

Fast interessanter wird sein, wie die
Republikanische Partei mit ihrer neu-
en Machtposition im Senat, im Reprä-
sentantenhaus und im Weißen Haus
agieren wird: wohl kaum in harmoni-
scher Eintracht. Es ist nicht so, dass
zwischen Trump und Partei kein
Löschblatt passen würde – im Gegen-
teil. Die Gräben im Wahlkampf waren
nicht nur zur direkten Gegnerin, der
Demokratin Hillary Clinton, hin groß,
sondern auch parteiintern. Auch
wenn sich Trump jetzt – als Wahlsie-
ger – versöhnlich gibt und der ihm
nicht wohlgesonnene Chef des Reprä-
sentantenhauses Paul Ryan plötzlich

Kreide frisst: Hier ziehen nicht alle an
einem Strang.

Für Unruhe könnten auch die drei
bereits als abgehalftert geltendenPolit-
füchse Rudy Giuliani, Newt Gingrich
und Chris Christie sorgen: Sie haben
sich frühzeitig auf Trumps Seite ge-
schlagen und hoffen jetzt, Einfluss auf
den realpolitisch ziemlich ahnungs-
losen Neopräsidenten zu bekommen.
Sie erwarten sich Ministerposten –
und damit jene Bedeutung, von der sie
lange Zeit geträumt haben, die ihnen
aber schon lange nicht mehr zugebil-
ligt wurde. Denn das Establishment
hatte andere Pläne.

W eltweit waren die Reaktionen
auf die Wahl von Donald
Trump zum 45. Präsidenten

der Vereinigten Staaten vor allem
eines: vorhersehbar. Ratlosigkeit, Be-
stürzung, Entsetzen, ja sogar schiere
Angst vor einem ahnungslosen, ag-
gressiven, außer Rand und Band agie-
renden Präsidenten. Doch man sollte
vielleicht die Kirche im Dorf lassen.
Der amerikanische Präsident wird
zwar oft als mächtigster Mann der
Welt bezeichnet, doch das hat mehr
mit den USA als Wirtschafts- und Mi-
litärmacht zu tun als mit den verfas-
sungsmäßigen Vollmachten ihres
obersten Repräsentanten.

Die USA sind meilenweit von der
Unregierbarkeit entfernt. Ebenso we-
nig laufen sie Gefahr, in ein despoti-
sches Regime abzudriften. Dafür sorgt
schon die den Amerikanern geradezu
heilige demokratische Verfassung mit
ihrem Prinzip der Gewaltenteilung
(„checks and balances“), das Autoritä-
ten definiert und verteilt und die
wechselseitige Kontrolle der Verfas-
sungsorgane des Staates sicherstellt.
So soll garantiert werden, dass die Na-
tion immer fest auf allen drei Säulen
von Legislative, Exekutive und Judika-
tive steht – und nicht nur auf einem
Bein wackelnd balanciert.

Der Kongress (Legislative) hat etwa
die Möglichkeit, ein Veto des Präsi-
denten (Exekutive) mit Zweidrittel-
mehrheit zu überstimmen und ihn im
Extremfall sogar abzusetzen – ein
Verfahren, mit dem es Andrew John-
son (1865–1869) und Bill Clinton
(1993–2001) zu tun bekamen. Und als
drittes Sicherheitsnetz fungiert die
Oberste Justizmit ihren auf Lebenszeit
gewählten – und daher hoffentlich un-
abhängigen – Richtern.

D iese auch aus anderen Demo-
kratien bekannte Konstruktion
wurde nicht zuletzt ersonnen,

um auch in schwierigeren Zeiten re-
gieren zu können. Ob die Fantasie der
amerikanischen Gründungsväter aber
dafür ausreichte, sich einen mit zahl-
reichen wirtschaftlichen Interessen-
konflikten konfrontierten Multiunter-
nehmer, SocietylöwenundTV-Star im
Weißen Haus vorzustellen, darf frei-
lich bezweifelt werden. Jedenfalls ist
durch die verfassungsrechtlichen Me-
chanismen das Amt des US-Präsiden-
ten schwerlichdazu geeignet, autokra-
tisch oder – wie im Falle Trumps viel-
fach eher befürchtet – erratisch gelebt
zu werden.

Gianluca Wallisch
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Spätestens am Par-
teitag der Republi-
kaner im Juli in

Cleveland war klar:
Rudy Giuliani ist
Trumps Mann fürs Gro-
be. Seine Brandrede für
eine Strafverfolgung der
Demokratin Hillary Clin-
ton in der E-Mail-Affäre
brachte dem ehemaligen
New Yorker Bürgermeis-
ter zwar viel Spott der
Comedians ein, stellte
aber auch klar, welche
Rolle er inTrumpsWahl-
kampf spielte: nämlich
die des Sprachrohrs und
des Verteidigers der
Trump’schen Sache. So
eilte er dem umstritte-
nen republikanischen
Kandidaten auch zu Hil-
fe, als dieser wegen sei-
nes Steuergebarens in
der Kritik stand. Ein „Ge-
nie“ müsse Trump sein,
umdieRegelndesSteuersystemssoge-
schickt auslegen zu können und jahre-
lang keine Steuern zu zahlen. Mit die-
sem Gerechtigkeitsempfinden und der
Loyalität gegenüber Trump will er sich
nun für das Amt des Justizministers
empfehlen.

Die Juristerei war auch schon vor
seiner Wahl zum New Yorker Bürger-
meister im Jahr 1993 sein Metier. Als
Staatsanwalt stand er in dem Ruf kom-
promissloser Härte. In seinen acht Jah-
ren als Bürgermeister (1994–2001)
setzte Giuliani diese schonungslose
Law-and-Order-Politik fort.

Seine Sternstunde war dann zu-
gleich eine der schwärzesten der USA.

Für sein Krisenmanage-
ment nach den Anschlä-
gen des 11. September
2001 erntete Giuliani
international Respekt,
das renommierte Time-
Magazin kürte ihn zur
Person des Jahres 2001.
Fortan gefiel er sich in
seiner Rolle als „Ameri-
ca’s Mayor“.

Rudolph William
Louis Giuliani, geboren
am28.Mai 1944 als Sohn
italienischer Einwande-
rer in Brooklyn, begann
sein politisches Leben
übrigens als Demokrat.
Als er im Jahr 2000 gegen
Clinton um den Sitz des
Senators von New York
antrat, war er allerdings
längst ein überzeugter
Republikaner. Seine Be-
werbung zog er zurück,
nachdem seine außer-
eheliche Affäre mit sei-

ner späteren dritten Frau – mit ihr hat
erzweiKinder–bekanntgewordenwar.
Seine damalige Gattin erfuhr von der
bevorstehenden Scheidung übrigens
über eine Pressekonferenz.

Auch den Vorwahlkampf um die re-
publikanische Präsidentschaftskandi-
datur gab er 2008 bald auf und steck-
te alle Energie wieder in sein Bera-
tungsunternehmen für Notfall- und
Krisenmanagement. Dann ereilte den
Bürgermeister Amerikas der Ruf
Trumps. Das Risiko, das Giuliani mit
der Unterstützung des parteiintern so
ungeliebten republikanischen Kandi-
daten einging,wird sich jetztwohl loh-
nen. Manuela Honsig-Erlenburg

Donald Trumps
loyaler Mann

fürs Grobe

Rudy Giuliani, New Yorks
Exbürgermeister, könnte

US-Justizminister werden.
Foto: AP
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